
Piketty, Thomas

Article

Die deutsche Ideologie und die Erneuerung Europas

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Piketty, Thomas (2020) : Die deutsche Ideologie und die Erneuerung Europas,
Wirtschaftsdienst, ISSN 1613-978X, Springer, Heidelberg, Vol. 100, Iss. 10, pp. 739-741,
https://doi.org/10.1007/s10273-020-2755-7

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/231831

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

  https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.1007/s10273-020-2755-7%0A
https://hdl.handle.net/10419/231831
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
739

Zeitgespräch

Ich versuche hier, einen sehr optimistischen und positi-
ven Blick auf die Möglichkeit einer Erneuerung Europas 
zu werfen. Ich denke, jetzt ist der richtige Zeitpunkt da-
für und ich halte diese Erneuerung auch für möglich. Ins-
besondere möchte ich mich gegen die pessimistische 
Sichtweise wenden, nach der die Unterschiede zwischen 
Deutschland auf der einen und Frankreich, Spanien und 
Italien auf der anderen Seite in der wirtschaftlichen Ideo-
logie, Grundeinstellung und Kultur eine Erneuerung Euro-
pas unmöglich machen, denn in Wirklichkeit gibt es we-
der eine deutsche noch eine französische Ideologie.

Ich möchte zwei Punkte ansprechen.

• Erstens: Historisch betrachtet erkennt man in der deut-
schen Sichtweise auf die Wirtschaft tatsächlich viel 
Einfallsreichtum und Innovation – in gewisser Weise ist 
sie innovativer als die französische. Es gibt in Deutsch-
land viel mehr Fantasie und Pragmatismus in Bezug 
auf wirtschaftliche Überzeugungen, als wir denken. 
Manchmal beschreiben wir Deutschland als sehr kon-
servativ. Historisch gesehen war Frankreich in vielerlei 
Hinsicht allerdings konservativer.

• Zweitens: Wir müssen, wenn wir uns den zukünftigen 
Herausforderungen stellen wollen, auch sehr einfalls-
reich und innovativ sein, insbesondere im Hinblick auf 
die Organisation des Wirtschafts- und Fiskalföderalis-
mus in Europa.

Die deutsche und die französische Perspektive

Lassen Sie mich mit meinem ersten Punkt beginnen. 
Wenn wir die deutsche wirtschaftliche Ideologie und 
Politik langfristig betrachten, dann stellen wir in der Tat 
fest, dass viele innovative Maßnahmen aus Deutschland 
kamen. Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es so ziemlich 
überall eine riesige Staatsverschuldung, und in der Tat ge-
hörte Deutschland zusammen mit Japan zu den Ländern, 
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die zu dieser Zeit eine außergewöhnlich progressive Ver-
mögensteuer auf sehr hohe private Vermögen erhoben. 
Damit sollten auch die vielen Flüchtlinge entschädigt wer-
den, die aus den ehemaligen östlichen Gebieten Deutsch-
lands kamen. Dies war eine Zeit großer Krisen und großer 
Ungerechtigkeiten, und die Staaten mussten Lösungen 
fi nden. Die Staatsverschuldung war enorm, und es war 
wichtig, neue fi skalische Ressourcen zu erschließen, um 
dieses Problem zu lösen, so wie die deutsche Regierung 
damals eine sehr progressive Vermögensteuer mit sehr 
hohen Steuersätzen auf hohe Vermögen konzipierte.

Dies ist sehr interessant, denn es gibt einige andere Län-
der, darunter Frankreich, die ebenfalls Vermögensteuern 
einsetzten, aber weniger hohe Steuersätze erhoben und 
sich stärker auf viel traditionellere Politik wie Infl ationie-
rung verließen, die den kleinen und mittleren Einkommen 
und Vermögen viel mehr schadet als eine progressive 
Vermögensteuer. Diese innovative Maßnahme, die damals 
aus Deutschland kam, ist auch auf das Infl ations-Trauma 
der 1920er Jahre zurückzuführen, weshalb die deutsche 
Regierung nach dem Zweiten Weltkrieg nach kreativeren 
Lösungen gesucht hat. Aber in jedem Fall ist die Vermö-
gensteuer zum Abbau der hohen Staatsverschuldung 
historisch gesehen eine sehr deutsche Idee und wurde in 
Deutschland stärker eingesetzt.

Um ein weiteres Beispiel zur Regulierung von Eigen-
tumsverhältnissen im Allgemeinen zu nennen: Die in den 
1950er Jahren in Deutschland angewendeten und ver-
abschiedeten Mitbestimmungsgesetze waren für die da-
malige Zeit sicherlich sehr innovativ, wie die paritätische 
Besetzung der Aufsichtsräte in großen Industrieunterneh-
men. In Frankreich sagen manche, könnte man ähnliche 
Regulierungen einführen. Das wäre sehr gut, denke ich, 
aber dazu müsste man wohl die französische Verfassung 
ändern, denn die Art und Weise, wie die französische 
Verfassung Privateigentum regelt, ist in gewisser Weise 
deutlich konservativer und gehört eher zum Proprietari-
mus des 19. Jahrhunderts, um den Ausdruck aus meinem 
Buch (Piketty, 2020) „Kapital und Ideologie“ zu verwen-
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den. In Deutschland hingegen bezieht sich die Verfassung 
von 1949 auf das Eigentum als ein gesellschaftliches Ver-
hältnis, an dem verschiedene Interessengruppen beteiligt 
sind, und stellt in vielerlei Hinsicht einen viel moderneren 
und weniger konservativen Ansatz an das Eigentumsver-
hältnis im Allgemeinen dar.

Nur mit diesen beiden zentralen Beispielen möchte ich 
veranschaulichen, dass – wenn wir eine langfristige his-
torische Perspektive einnehmen – der Innovationsgeist 
in der Wirtschaftsideologie oft von Deutschland ausge-
gangen ist. Heute wird manchmal die Ansicht vertreten, 
dass die deutsche Wirtschaft und Deutschland auch als 
Staat in Wirtschaftsfragen sehr konservativ ist und dass 
deshalb keine Einigung mit von ihrer Einstellung her fl exi-
bleren Ländern wie Frankreich, Italien oder Spanien mög-
lich ist. Dies betont den nationalistischen Diskurs, der der 
Komplexität eines jeden Landes und insbesondere der 
Tatsache, dass deutsche Parteien und Gewerkschaften 
und die deutsche Gesellschaft im Allgemeinen angesichts 
neuer Herausforderungen sehr beeindruckende neue Lö-
sungen zur Bewältigung enormer Herausforderungen er-
funden haben, nicht gebührend Rechnung trägt.

Lehren für die Zukunft

Daraus lassen sich Lehren für die Zukunft ziehen. Für die 
Zukunft ist es wichtig, weiterhin fantasievoll zu sein. Ins-
besondere glaube ich, dass wir die derzeitige Organisa-
tion des Föderalismus im Allgemeinen und des Fiskalfö-
deralismus im Besonderen in Europa nicht als gegeben 
hinnehmen können. Ich denke, wir müssen das grundle-
gende Verfahren ändern, wie wir in Zukunft Entscheidun-
gen über die öffentliche Verschuldung, den gemeinsamen 
Haushalt und die gemeinsame Besteuerung treffen.

In diesem Sommer wurden Entscheidungen getroffen, 
gemeinsam staatliche Kredite aufzunehmen, um der CO-
VID19-Krise zu begegnen. Die innovativste Komponente 
ist natürlich die neue gemeinsame europäische Staats-
verschuldung in Höhe von 390 Mrd. Euro, die direkt den 
Haushalt einzelner Mitgliedstaaten fi nanzieren soll und 
die dann auf der Ebene der Europäischen Union gemein-
sam zurückgezahlt wird, anstatt von den Staaten, die 
davon profi tieren, einzeln zurückgezahlt zu werden. Das 
ist natürlich eine bahnbrechende Neuerung, die vor der 
COVID19-Krise niemand für möglich gehalten hat.

Leider sind dem Grenzen gesetzt. Die erste Grenze ist, 
dass 390 Mrd. Euro eine Menge Geld ist, aber gleichzeitig 
beträgt das Bruttoinlandsprodukt (BIP) der Europäischen 
Union in diesem Zeitraum mehr als 14 Billionen Euro. Das 
sind also weniger als 3 % des BIP der Europäischen Uni-
on für Ausgaben über drei bis fünf Jahre. Das Programm 

ist noch nicht verabschiedet, aber bald soll es gesche-
hen. Die Summe beträgt also etwas mehr als 0,5 % des 
BIP pro Jahr. Ausgehend von dem regulären Haushalt 
der Europäischen Union von 1 % des BIP pro Jahr ist 
das in der Tat eine erhebliche Steigerung, aber in histo-
rischer Perspektive ist das nicht wirklich viel, verglichen 
mit dem Umfang des Staatshaushalts. In den USA betrug 
der Bundeshaushalt bis in die 1920er Jahre etwa 2 % des 
BIP, in Deutschland während der Krise der 1930er Jah-
re 10 % bis 15 % des BIP. In einem solchen Vergleich ist 
der Haushalt immer noch relativ klein. Mich beunruhigt, 
dass, wenn wir in drei Monaten, sechs Monaten, einem 
Jahr dieses Volumen erhöhen wollen – wir nicht wissen 
wie dies geschehen soll.

Was mich zur zweiten wichtigen Einschränkung bringt: 
die Tatsache, dass wir immer noch an der Einstimmig-
keitsregel festhalten. Es gab viel Druck auf die Nieder-
lande und Schweden, um ihr Veto zu verhindern und ein 
einstimmiges Votum zu erreichen. Und ich denke, irgend-
wann wird der Preis, der dafür zu zahlen ist, enorm hoch 
sein. Vielleicht ist es besser, mit einer kleineren Gruppe 
von Ländern mit Mehrheitsabstimmung zu arbeiten, zu-
mindest für ein paar Jahre, wobei die Fortschritte und 
Entscheidungsprozesse beobachtet werden sollten. Und 
wenn andere Länder sehen, dass es funktioniert, werden 
diese beitreten. Aber allein die Fortsetzung dieses Sys-
tems der Einstimmigkeitsregel mit allen Ländern setzt 
sehr enge Grenzen.

Lassen Sie mich abschließend erwähnen, was meiner 
Meinung nach Teil der Lösung sein könnte: Im vergan-
genen Jahr wurde ein neuer bilateraler Vertrag zwischen 
Deutschland und Frankreich verabschiedet. Dadurch 
wurde eine deutsch-französische parlamentarische Ver-
sammlung aus Mitgliedern des Deutschen Bundestags 
und der französischen Assemblée Nationale geschaffen. 
Das einzige Problem mit dieser Versammlung ist bisher, 
dass sie keine wirkliche Macht hat. Es handelt sich nur 
um eine gemeinsame Versammlung, aber ich glaube, 
dass dies ein interessantes Modell ist. Denn im weiteren 
Verlauf könnte sie für andere Länder geöffnet werden, 
insbesondere für Italien, Spanien und andere Länder der 
Europäischen Union, die vielleicht beitreten wollen. Diese 
Art von Versammlung könnte Entscheidungsbefugnisse 
erhalten, beispielsweise zur Verabschiedung eines Sa-
nierungsplans oder zur Verabschiedung einer größeren 
gemeinsamen Kreditaufnahme, falls erforderlich. Wir be-
fi nden uns in einer Situation, in der jedes nationale Parla-
ment faktisch ein Vetorecht bei jeder gemeinsamen Ent-
scheidung hat, die wir über die gemeinsame Fiskalpolitik 
treffen. Im Herbst dieses Jahres warten wir darauf, dass 
jedes nationale Parlament die im Juli 2020 getroffenen 
Entscheidungen billigt. Ich glaube nicht, dass diese Art 



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
741

Zeitgespräch

von Beschlussfassung noch lange beibehalten werden 
kann.

Eine Möglichkeit wird sein, dem Ministerrat alle Macht zu 
übertragen oder dem Europäischen Parlament oder den 
Ländern, die in dieser Richtung voranschreiten wollen, 
das letzte Wort zu geben. Aber das könnte die Übertra-
gung der Kompetenzen auf die europäische Ebene be-
deuten, von den nationalen Parlamenten, dem Bundes-
tag, der Assemblée Nationale, was meiner Meinung nach 
nicht machbar und auch nicht wünschenswert ist, wenn 
es um Entscheidungen geht, die große Auswirkungen auf 
die nationalen Steuerzahler haben.

Ich denke, ein Weg, um voranzukommen, besteht dar-
in, diese nationalen Parlamentarier in einer parlamenta-
rischen Versammlung neu zusammenzusetzen, die in 
Zukunft für öffentliche Beratungen und Entscheidungen 
in bestimmten Themen legitimiert ist. Dies würde die 
Art und Weise, wie wir über den Föderalismus in Euro-
pa denken, bedeutend verändern. Einige werden sagen, 
dies sei eine Rückkehr zum alten europäischen Parlament 
der 1960er/1970er Jahre. Der große Unterschied besteht 
darin, dass es auch Entscheidungsbefugnisse über die 

gemeinsame Staatsverschuldung, den gemeinsamen 
Haushalt und Sanierungspläne haben würde. Wir sollten 
darüber nachdenken. Ich sage nicht, dass dies die einzige 
Lösung ist. Ich denke, es ist ein sehr kompliziertes Prob-
lem, und niemand hat die perfekte Lösung, aber wir müs-
sen weiter darüber nachdenken, wie wir vorgehen wollen, 
möglicherweise mit einer kleineren Zahl von Ländern. 
Denn der Preis, der für die Einstimmigkeitsregel zu zahlen 
ist, wird enorm und könnte in den kommenden Monaten 
unsere Fähigkeit stark einschränken, auf neue wirtschaft-
liche und soziale und gesundheitliche Entwicklungen zu 
reagieren. Lassen Sie uns also auch in Zukunft innovativ 
und einfallsreich sein, so wie es Deutschland in Fragen 
der Besteuerung einschließlich der Vermögensbesteue-
rung, der Staatsverschuldung, der Sichtweise auf Vermö-
gen und natürlich des Föderalismus auch in der Vergan-
genheit bereits war.
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